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Versorgungsbedingungen und Preisblatt 
 

Sachverhalt: 
 
Nach Inkrafttreten des Gesetzes über den Zusammenschluss der Verbandsgemeinden Obere Kyll, 
Hillesheim und Gerolstein zum 01.01.2019 werden die vorgenannten bisherigen Werke als nunmehr ein 
gemeinsames Verbandsgemeindewerk Gerolstein ebenfalls in der Rechtsform als Eigenbetrieb geführt. 
Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes muss spätestens ab dem 01. Januar 2029 einheitliches Ortsrecht 
der Verbandsgemeinde für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung gelten. Das bestehende 
Ortsrecht gilt in den bisherigen Gebieten übergangsweise fort. 
 
Für den Eigenbetrieb sollte angestrebt werden, das neue Ortsrecht der Verbandsgemeinde Gerolstein 
möglichst zeitig in einheitlicher Form einzuführen, da es den Vollzug in der Praxis erheblich erleichtert. 
 
Die Allgemeine Wasserversorgungssatzung (dies ist der öffentlich-rechtliche Teil der Regelungen in der 
Wasserversorgung) ist relativ einfach in neues Recht umzusetzen. Der anliegende Entwurf der Allgemeinen 
Wasserversorgungssatzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung und ihre 
Benutzung ist identisch mit der vorliegenden Mustersatzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-
Pfalz (Stand Januar 2020).  
 
In diesem Satzungsentwurf werden insbesondere über folgende Inhalte Regelungen getroffen: 
 
1. § 2 Nr. 4 Satz 3 Übergang Grundstücksanschluss zur Kundenanlage: 

 

Alternative 1 definiert als Hauptabsperrvorrichtung die Absperrvorrichtung, die in Fließrichtung hinter dem 

Wasserzähler sitzt (KFR-Freistromventil kombiniert mit Rückflussverhinderer und Entleerung) sitzt. 

Alternative 2 definiert als Hauptabsperrvorrichtung die Absperrvorrichtung, die in Fließrichtung vor dem 

Wasserzähler sitzt. 

https://www.google.de/url?sa=i&rct=j&q=&esrc=s&source=images&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwjn1Iusue3hAhUFKVAKHYVmCL8QjRx6BAgBEAU&url=https://docplayer.org/53359760-Anwendungstechnik-hausanschluss-und-installationssysteme.html&psig=AOvVaw02pT3SZopPGb1AcJ34N3DJ&ust=1556357374675644


Verbandsgemeinde Gerolstein 

 
Der Satzungsentwurf sieht als künftige Regelung die Alternative 2 vor, die den Übergabepunkt wie im Bild 

dargestellt, bestimmt, da diese Regelung bisher überwiegend angewendet wurde. 

 

2. § 2 Nr. 4 Satz 4 Länge eines „überlangen“ Grundstücksanschlusses: 

Der Satzungsentwurf sieht als künftige Regelung eine Länge von mehr als 30 m vor, die bisher in der 

Verbandsgemeinde Obere Kyll angewendet wurde und Sonderfälle auf einige wenige minimiert und 

überdies berücksichtigt werden kann, dass die Anschlüsse seit Jahren in Leerrohre verlegt werden. 

3. § 9 Abs. 7 der Mustersatzung enthält folgenden Inhalt: 

Für die Genehmigung erhebt die Verbandsgemeinde eine Verwaltungsgebühr nach Maßgabe der 

Versorgungsbedingungen nach § 11. 

Der Entwurf der Satzung enthält wie bisher keine Regelung über die Erhebung einer 

Verwaltungsgebühr für die Antragstellung auf Anschluss und Benutzung eines Wasseranschlusses. 

 

Die Zusätzlichen Vertragsbedingungen Wasserversorgung sind identisch mit dem vorliegenden Muster des 
Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz (Stand Oktober 2005).  
 
In vorliegenden Vertragsentwurf werden über folgende Inhalte Regelungen getroffen: 
 
§ 5 Baukostenzuschüsse bei Anschlüssen an nach dem 01.01.1981 errichteten oder begonnenen 

Verteilungsanlagen: 

 

Der Baukostenzuschuss kann nachfolgenden Berechnungsmaßstäben bemessen werden: 

1.  Grundstücksfläche und überbaubare Fläche, 

2.  Grundstücksfläche und Geschoßfläche, 

3.  Grundstücksfläche und Anzahl der Vollgeschosse. 

 

Die bisherigen Regelungen in den ZVBWasser lauten: 

- Gerolstein Grundstücksfläche und Geschoßfläche 25% / 75%, 

- Hillesheim Grundstücksfläche mit Zuschlag nach der Zahl der zulässigen Vollgeschosse (je 

Vollgeschoss bis 6geschossige Bebaubarkeit je 0,25) 

- Obere Kyll Grundstücksfläche mit Zuschlag nach der Zahl der zulässigen Vollgeschosse 

(je Vollgeschoss 25 v.H.). 

 

Als Berechnungsmaßstab für den Baukostenzuschuss wird die Alternative 2 gewählt mit Grundstücksfläche 

50 % und Geschoßfläche 50 %. 

 

In das Preisblatt (Anlage) wurden die bisher geltenden Tarife der einzelnen Tarifbezirke in ein neues 

einheitliches Preisblatt übernommen. 

 

Der Werkausschuss hat dem Verbandsgemeinderat in der Sitzung vom 04.03.2021 empfohlen, die 

Allgemeine Wasserversorgungssatzung, die Zusätzlichen Vertragsbedingungen Wasserversorgung 

einschließlich dem Preisblatt, in der Fassung des vorliegenden Entwurfs zu beschließen. 

 

Die Allgemeine Wasserversorgungssatzung einschließlich dem Preisblatt sind im Bürger- und 

Gremieninfoportal einsehbar.  
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Beschluss: 
 
Der Verbandsgemeinderat beschließt entsprechend der Empfehlung des Werkausschusses die Allgemeine 
Wasserversorgungssatzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung und ihre 
Benutzung sowie die Zusätzlichen Vertragsbedingungen Wasserversorgung (ZVBWasser) der 
Verbandsgemeinde Gerolstein, Eigenbetrieb Wasserversorgung einschließlich dem Preisblatt, in der 
Fassung des den Ratsmitgliedern vorliegenden Entwurfs. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 



 

 

S A T Z U N G 

über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung  

und ihre Benutzung 

- Allgemeine Wasserversorgungssatzung - 

 

der Verbandsgemeinde Gerolstein 

vom  . . . . . . . . . . . . . . . . . 

 

Der Verbandsgemeinderat hat auf Grund der §§ 24 und 26 der Gemeindeordnung für Rheinland-

Pfalz (GemO) sowie des § 48 Abs. 4 des Landeswassergesetzes (LWG) die folgende Satzung 

beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
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I. Abschnitt: Wasserversorgungseinrichtung 

§ 1  
Allgemeines 

(1)  Zur Erfüllung ihrer Aufgabe der öffentlichen Wasserversorgung betreibt und unterhält die Ver-

bandsgemeinde in ihrem Gebiet mit Ausnahme der Ortsgemeinden Hallschlag, Ormont und 

Scheid (Versorgungsgebiet Wasserversorgung Eifelkreis Bitburg-Prüm) das Wasserversor-

gungsunternehmen Verbandsgemeindewerke Gerolstein als öffentliche Einrichtung in der Form 

des Eigenbetriebs. Das Betreiben der öffentlichen Einrichtung beinhaltet 

1. die Gewinnung, Aufbereitung, Speicherung und die überörtliche und örtliche Verteilung 

von Trink- und Brauchwasser zur Versorgung der Einwohner sowie für gewerbliche, öf-

fentliche und sonstige Zwecke, 

2. das Bereitstellen von Löschwasser für den Grundschutz, soweit nicht technische, physi-

kalische oder hygienische Einschränkungen bestehen. 

(2) Art und Umfang der Wasserversorgungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung und 

ihres Ausbaus (Erneuerung, Erweiterung, Verbesserung und Umbau) sowie ihrer Beseitigung 

bestimmt die Verbandsgemeinde im Rahmen der hierfür geltenden Gesetze und sonstigen 

rechtlichen Bestimmungen unter Berücksichtigung ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

Ein Rechtsanspruch auf Herstellung neuer oder den Aus- und Umbau bestehender öffentli-

cher Wasserversorgungsanlagen besteht nicht. 

§ 2  
Begriffsbestimmungen 

1. Öffentliche Wasserversorgungseinrichtung: 

Zur öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung im Sinne dieser Satzung gehören alle zur 

Erfüllung der Aufgabe der Wasserversorgung notwendigen Wasserversorgungsanlagen zur 

Gewinnung bzw. zum Bezug, zur Aufbereitung, zur Speicherung sowie die überörtlichen und 

örtlichen Verteilungsanlagen; hierzu zählen auch Anlagen Dritter, die die Verbandsgemeinde 

als Zweckverbandsmitglied, auf Grund einer Zweckvereinbarung oder auf Grund eines pri-

vatrechtlichen Vertrages in Anspruch nimmt und/oder zu deren Herstellung, Erneuerung, Er-

weiterung, Verbesserung, Betrieb und/oder Unterhaltung sie beiträgt. 

2. Grundstücke 

Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke gemäß Grundbuchrecht. Als Grund-

stück gilt darüber hinaus unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammen-

hängende, angeschlossene oder anschließbare Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit 

bildet. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, oder sind solche vor-

gesehen, können für jede dieser Anlagen die für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften 

dieser Satzung entsprechend angewandt werden; die Entscheidung hierüber trifft die Ver-

bandsgemeinde. 

3. Grundstückseigentümer 

Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eingetragen ist. Ihm 

gleichgestellt sind nach dieser Satzung Erbbauberechtigte, jeder einzelne Eigentümer einer 

Wohnungseigentümergemeinschaft nach WEG, Nießbraucher und solche Personen, die die 

tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein Grundstück ausüben. Soweit bei 
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Wohnungseigentümergemeinschaften ein Verwalter bestellt ist, ist dieser Vertreter der Ad-

ressaten aus den Rechtsverhältnissen dieser Satzung. 

4. Grundstücksanschluss/Hausanschluss: 

Der Grundstücksanschluss ist die Verbindungsleitung zwischen der Straßenleitung und der 

Kundenanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle der Straßenleitung und endet mit der Haupt-

absperrvorrichtung. Hauptabsperrvorrichtung ist die in Fließrichtung des Wassers vor der 

Messeinrichtung angeordnete Absperrvorrichtung. 

Als „überlang“ gilt ein Grundstücksanschluss jedenfalls dann, wenn seine Länge mehr als 

30 m beträgt. 

5. Kundenanlage 

Die Kundenanlage umfasst alle Leitungen und Anlagen, die in Fließrichtung des Wassers 

hinter der Hauptabsperrvorrichtung liegen, ohne die Messeinrichtung. 

6. Straßenleitung 

Straßenleitungen sind die Verteilerleitungen im Versorgungsgebiet, die dem Anschluss der 

Grundstücke dienen; das gilt auch für solche Leitungen, die nicht in einer öffentlichen Straße 

verlegt sind. 

7. Technische Bestimmungen 

Die technischen Normen bzw. allgemein anerkannten Regeln der Technik in der jeweils gel-

tenden Fassung sind Bestandteil dieser Satzung und können bei dem Einrichtungsträger 

während der Dienststunden eingesehen werden, insbesondere 

1. DIN 2000: Zentrale Trinkwasserversorgung – Leitsätze für Anforderungen an Trinkwas-

ser, Planung, Bau, Betrieb und Instandhaltung der Versorgungsanlagen (Aktuelle Fas-

sung 2017-02); 

2. EN 806-1 bis 806-5: Technische Regeln für Trinkwasserinstallationen (Aktuelle Fassun-

gen von 2001 bis 2012) in Verbindung mit DIN 1988-100 bis 1988-600: Schutz des Trink-

wassers in der Hausinstallation (Aktuelle Fassungen von 2010 bis 2012) und mit DIN EN 

1717 (Aktuelle Fassung 2011-08); 

3. DVGW Arbeitsblatt W 400-3 (Aktuelle Fassung 2006-09). 

 

II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht/ 

Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 3  
Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstückes an die 

Wasserversorgungsanlagen zu verlangen (Anschlussrecht). Dieses Recht erstreckt sich nur 

auf solche Grundstücke, die durch betriebsfertige Straßenleitungen oder Teile hiervon er-

schlossen sind. Erschlossen ist ein Grundstück dann, wenn es unmittelbar an das Grund-

stück, in dem die Straßenleitung liegt, angrenzt oder zu diesem Grundstück einen Zugang 

über öffentliche Wege oder über ein anderes Grundstück desselben Eigentümers hat. Bei 

Zugang über fremde private Grundstücke ist ein dinglich gesichertes Leitungsrecht zu sol-
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chen Anlagen erforderlich; den Nachweis darüber hat der Grundstückseigentümer zu erbrin-

gen. Die erstmalige Herstellung von Anlagen oder die Erweiterung oder Änderung bestehen-

der Anlagen kann nicht verlangt werden. 

(2) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, nach Maßgabe dieser Satzung, sowie unter Be-

achtung der technischen Vorschriften für den Bau und Betrieb von Wasserversorgungsanla-

gen jederzeit am Ende des Grundstücksanschlusses nach seiner betriebsfertigen Herstellung 

über eine Messeinrichtung das von der Wasserversorgungseinrichtung bereitgestellte Was-

ser zu entnehmen (Benutzungsrecht). 

Dies gilt auch für sonstige zur Nutzung eines Grundstückes oder einer baulichen Anlage Be-

rechtigte. 

(3) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich auch auf Anlagen Dritter, soweit die Ver-

bandsgemeinde über den Anschluss und die Benutzung wie bei eigenen Anlagen verfügen 

kann. 

(4) Die Einrichtungen Dritter nach § 1 Abs. 3 gelten hinsichtlich des Anschluss- und Benutzungs-

rechts der Verbandsgemeinde eigenen Wasserversorgungseinrichtung als gleichgestellt. 

§ 4  
Ausschluß und Beschränkung des Anschlussrechts 

(1) Sind die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 erfüllt und kann das Grundstück wegen seiner be-

sonderen Lage oder aus sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen nur unter erheb-

lichen Schwierigkeiten angeschlossen werden oder erfordert der Anschluss besondere Maß-

nahmen und Aufwendungen, kann die Verbandsgemeinde den Anschluss versagen. Die Ver-

bandsgemeinde kann den Anschluss nur dann nicht versagen, wenn der Grundstückseigen-

tümer sich zuvor schriftlich verpflichtet, zusätzlich zu den sich für das Grundstück ergebenden 

Entgelten die entstehenden Mehrkosten für die Herstellung, die Erneuerung, die Unterhaltung 

und den Betrieb zu tragen. Darüber ist eine gesonderte Vereinbarung zu treffen. Die Ver-

bandsgemeinde ist berechtigt, an den zu erstellenden Anlagen, die ihr Eigentum werden, 

auch den Anschluss weiterer Grundstücke zuzulassen. Die Eigentümer der übrigen Grund-

stücke, die über diese Anlagen versorgt werden, haben nur dann einen Anspruch auf An-

schluss und auf Wasserlieferung, wenn sie zuvor dem in Vorlage getretenen Grundstücksei-

gentümer einen ihrem Interesse am Anschluss entsprechenden Teil der Kosten auf Grund 

einer schriftlichen Vereinbarung ersetzen. 

(2) Sind die Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 3 und des § 4 Abs. 1 nicht gegeben, insbeson-

dere wenn noch keine betriebsfertige Leitung vor dem Grundstück verlegt ist, kann die Ver-

bandsgemeinde einem Grundstückseigentümer auf seinen Antrag gestatten, sein Grund-

stück durch eine eigene provisorische Anschlussleitung an eine Leitung jederzeit widerruflich 

auf seine Kosten anzuschließen. Die Kosten der Unterhaltung, Änderung und Erneuerung 

dieser Leitung trägt der Grundstückseigentümer. Die Stelle des Anschlusses sowie Material, 

Umfang, Linienführung und Tiefe der provisorischen Leitung sowie die Wiederherstellung des 

alten Zustandes für die in Anspruch genommenen öffentlichen Flächen bestimmt dabei die 

Verbandsgemeinde. Die Verbandsgemeinde kann auch die unentgeltliche Übertragung der 

Anlage in ihr Eigentum verlangen. Werden nach Verlegung der provisorischen Anschlusslei-

tung die Voraussetzungen des § 6 und des § 7 geschaffen, so hat der Grundstückseigentü-

mer die Leitungen auf seine Kosten auf Verlangen der Verbandsgemeinde stillzulegen oder 

zu beseitigen. In Einzelfällen kann die Verbandsgemeinde vom Grundstückseigentümer die 

Eintragung einer Reallast verlangen. 
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§ 5  
Ausschluß und Beschränkung des Benutzungsrechts 

(1) Die Verbandsgemeinde ist berechtigt, die Wasserentnahme zur Sicherstellung der Wasser-

versorgung (z.B. wegen Wassermangels) zeitlich zu beschränken. Die Entnahme von Was-

ser in außergewöhnlichen Mengen kann versagt oder von der Erfüllung besonderer Bedin-

gungen abhängig gemacht werden, soweit und solange die Verbandsgemeinde durch Um-

stände, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, an der Versorgung 

gehindert ist. Das Benutzungsrecht gilt insoweit als eingeschränkt. 

(2) Das Benutzungsrecht nach § 3 Abs. 1 umfasst nicht die Inanspruchnahme der Wasserversor-

gungsanlage für Erdungen der elektrischen Anlagen und Blitzschutzanlagen. 

(3) Soweit auf einem Grundstück private Wasserversorgungsanlagen nach dieser Satzung zuläs-

sig sind, dürfen diese mit der Wasserversorgungsanlage der Verbandsgemeinde nicht ver-

bunden sein. 

§ 6  
Anschlusszwang 

(1) Die nach § 3 dieser Satzung zum Anschluss Berechtigten sind verpflichtet, ihre Grundstücke 

an die öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen oder anschließen zu lassen (An-

schlusszwang), sobald diese mit Gebäuden für den dauernden oder vorübergehenden Auf-

enthalt von Menschen bebaut oder mit der Bebauung begonnen ist und die Grundstücke 

durch eine betriebsfertige Straßenleitung erschlossen sind. 

Als erschlossen gilt ein Grundstück auch dann, wenn es einen Zugang zu einer solchen 

Straße durch einen öffentlichen oder dem Grundstückseigentümer gehörenden Weg oder in 

rechtlich gesicherter Form über andere Grundstücke hat. 

(2) Die Verpflichtung zum Anschluss besteht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Ab-

satz 1 nicht erfüllt sind, aber auf dem Grundstück Wasser verbraucht wird oder in absehbarer 

Zeit verbraucht werden wird oder der Anschluss aus Gründen der Gesundheitsvorsorge und 

Hygiene erforderlich ist. Das Vorhandensein eines provisorischen eigenen Grundstücksan-

schlusses nach § 4 Abs. 2 befreit nicht vom Anschlusszwang. 

(3) Die Verbandsgemeinde macht die betriebsfertige Herstellung von Straßenleitungen nach 

dem Inkrafttreten dieser Satzung jeweils öffentlich bekannt. Mit dem Vollzug der öffentlichen 

Bekanntmachung wird der Anschlusszwang wirksam. 

§ 7  
Benutzungszwang 

(1) Alle Benutzer auf den an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grund-

stücken haben ihren gesamten Bedarf an Trink- und Brauchwasser ausschließlich aus der 

öffentlichen Wasserversorgungsanlage zu decken. Nicht dem Benutzungszwang unterliegt 

nur die außerhäusliche Verwendung von Niederschlagswasser als Brauchwasser, insbeson-

dere für die Garten- und Rasenbewässerung. 

(2) Auch ohne ausdrückliche Aufforderung der Verbandsgemeinde haben die Grundstückseigen-

tümer, die Benutzer, die Haushaltungsvorstände sowie die Leiter der auf den Grundstücken 

betriebenen Gewerbebetriebe, Dienststellen, Büros usw. alle erforderlichen Maßnahmen zu 

treffen, um die ausnahmslose Befolgung des Abs. 1 sicherzustellen. 
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§ 8  
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

(1)  Führt der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Wasserversorgungsanlage für den 

Grundstückseigentümer auch unter Berücksichtigung des Gemeinwohls zu einer unbilligen 

und unzumutbaren Härte, kann die Verbandsgemeinde eine jederzeit widerrufliche, zeitlich 

beschränkte oder unbeschränkte Befreiung oder Teilbefreiung vom Anschlusszwang aus-

sprechen. Der Grundstückseigentümer hat diese Befreiung schriftlich zu beantragen. Der An-

trag ist unter Angabe der Gründe spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt zu stellen, zu 

dem die Befreiung vom Anschlusszwang gewünscht wird.  

(2) Will der Grundstückseigentümer die von ihm beantragte und ihm auch bewilligte Befreiung 

oder Teilbefreiung nicht mehr oder nur noch eingeschränkt in Anspruch nehmen, gelten für 

ihn die Bestimmungen dieser Satzung wieder. Werden durch die nunmehr verstärkte Was-

serentnahme aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage die schon angeschlossenen o-

der dem Anschluss- und Benutzungszwang unterworfenen anderen Grundstücke in ihrem 

bisherigen Recht der Wasserentnahme beeinträchtigt und kann der Verbandsgemeinde die 

Beseitigung des Hindernisses wirtschaftlich nicht zugemutet werden, so besteht insoweit kein 

Anspruch auf Anschluss und Benutzung. 

(3) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für die Befreiung vom Benutzungszwang. Die Verbandsge-

meinde kann darüber hinaus Befreiungen im Rahmen des für sie wirtschaftlich Zumutbaren 

aussprechen; dabei ist insbesondere auf die Entgeltbelastungen der übrigen Grundstücksei-

gentümer im gesamten Versorgungsgebiet Rücksicht zu nehmen. Die Verbandsgemeinde 

muss eine Befreiung versagen, wenn und soweit technische oder hygienische (z. B. Verkei-

mungsgefahr) Einschränkungen bestehen. 

(4) Eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann jederzeit widerrufen werden. Die 

Verbandsgemeinde hat sie zu widerrufen, wenn das Gemeinwohl oder Dritte gefährdet, ins-

besondere gesundheitsgefährdende Missstände zu beseitigen sind.  

(5) Eigen-, Zusatz- und Reservewasserversorgungsanlagen des Grundstücks (private Wasser-

versorgungsanlagen) müssen von der Verbandsgemeinde zugelassen sein. Bis zum Ablauf 

einer Frist von 2 Monaten nach dem Wegfall der Voraussetzungen für die Befreiung vom 

Anschlusszwang hat der Grundstückseigentümer auf seine Kosten alle vorhandenen und 

dann nicht mehr zulässigen eigenen Wasserversorgungsanlagen stillzulegen und von der 

Verbandsgemeinde verplomben zu lassen, falls diese von ihm nicht beseitigt werden. Ohne 

Genehmigung der Verbandsgemeinde ist eine weitere Wasserentnahme aus den eigenen 

Wasserversorgungsanlagen unzulässig. 

§ 9  
Antrag auf Anschluss und Benutzung 

(1) Die Verbandsgemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung auf Antrag eine Ge-

nehmigung zum Anschluss an eine öffentliche Wasserversorgungsanlage und zur Entnahme 

von Wasser. Ohne vorherige Zustimmung der Verbandsgemeinde darf der öffentlichen Was-

serversorgungsanlage kein Wasser entnommen werden. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat den Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Wasser-

versorgungsanlage und jede Änderung des Grundstücksanschlusses unter Benutzung eines 

bei der Verbandsgemeinde erhältlichen Vordrucks für jedes Grundstück zu beantragen. An-

träge auf Anschluss und Benutzung sind spätestens zwei Monate vor dem geplanten An-

schluss bei der Verbandsgemeinde zu stellen. 
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(3) Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen beizufügen, soweit sich die erforderli-

chen Angaben nicht aus dem Antrag ergeben: 

1. eine Grundrissskizze und eine Beschreibung der Wasserverbrauchsanlage, einschließ-

lich Zahl der Entnahmestellen, 

2. der Name des Installateurs, durch den die Wasserverbrauchsanlage eingerichtet oder 

geändert werden soll, 

3. eine nähere Beschreibung des einzelnen Gewerbebetriebes usw., für den auf dem 

Grundstück Wasser verbraucht werden soll unter Angabe des geschätzten Wasserbe-

darfs, 

4. einen Lageplan mit Ausweisung des Grundstücks, der unmittelbar vor dem Grundstück 

verlaufenden Leitung – soweit bekannt – und des Grundstücksanschlusses. 

5. Angaben über eine etwaige private Wasserversorgungsanlage, 

6. eine Erklärung des Grundstückseigentümers, die anfallenden Kosten der Anschlusslei-

tung einschließlich der Wiederherstellungskosten im öffentlichen Verkehrsraum nach 

Maßgabe der Versorgungsbedingungen nach § 11 zu übernehmen und der Verbandsge-

meinde den entsprechenden Betrag zu erstatten, 

7. ggf. eine Erklärung nach § 7 Abs. 1, Satz 2 bzw. § 4 Abs. 2 

Steht der Name des Installateurs, durch den die Wasserverbrauchsanlage eingerichtet oder 

geändert werden soll, bei der Antragstellung noch nicht fest, ist er sobald wie möglich der 

Verbandsgemeinde mitzuteilen. 

Antrag und Antragsunterlagen sind von dem Grundstückseigentümer und von dem mit der 

Ausführung Beauftragten zu unterschreiben und in doppelter Ausfertigung bei der Verbands-

gemeinde einzureichen, die Unterschrift des mit der Ausführung Beauftragten kann nachge-

reicht werden. Die Verbandsgemeinde kann Ergänzungen der Unterlagen verlangen, Nach-

prüfungen vornehmen und in einfach gelagerten Fällen auf einzelne der genannten Antrags-

unterlagen verzichten. 

(4) Mit der Ausführung der Arbeiten für den Grundstücksanschluss darf erst begonnen werden, 

wenn der Antrag genehmigt ist. Ergibt sich während der Ausführung des Anschlusses die 

Notwendigkeit einer Änderung, ist dies der Verbandsgemeinde unverzüglich anzuzeigen und 

eine zusätzliche Genehmigung der Änderung einzuholen. 

(5) Die Genehmigung des Antrags auf Anschluss erfolgt unbeschadet der Rechte Dritter und der 

sonstigen bundes- oder landesgesetzlichen Bestimmungen. 

(6) Die Genehmigung des Antrages erlischt nach Ablauf eines Jahres, wenn mit den Ausfüh-

rungsarbeiten nicht begonnen oder begonnene Arbeiten länger als ein Jahr eingestellt wor-

den sind. Bei vorübergehenden oder vorläufigen Anschlüssen wird die Genehmigung wider-

ruflich oder befristet ausgesprochen. 

§ 10  
Anschlüsse und Benutzung der Wasserversorgungsanlagen 
für Feuerlöschzwecke 

(1) Sollen auf privaten Grundstücken besondere Feuerlöschanschlüsse eingerichtet werden, 

sind über ihre Anlegung, Unterhaltung und Prüfung besondere Vereinbarungen mit der Ver-

bandsgemeinde unter Wahrung der jeweils geltenden technischen Regelwerke zu treffen. 

(2) Löschwasserentnahmestellen auf privaten Grundstücken werden von der Verbandsge-

meinde mit Plomben verschlossen. Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, Änderung, 
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Unterhaltung und Beseitigung der Anschlüsse trägt der Grundstückseigentümer. Der Grund-

stückseigentümer darf nur zu Feuerlöschzwecken Wasser entnehmen. Er hat den Anschluss 

auf Verlangen im öffentlichen Interesse zur Verfügung zu stellen. Jede Entfernung oder Be-

schädigung der Plomben ist vom Grundstückseigentümer unverzüglich zu melden. 

(3) Beim Eintritt des Brandes oder in sonstigen Fällen allgemeiner Gefahr sind die Anordnungen 

der Feuerwehr zu befolgen, insbesondere haben die Benutzer ihre Leitungen auf Verlangen 

für Feuerlöschzwecke unentgeltlich zur Verfügung zu stellen und die gleichzeitige Wasser-

entnahme zu unterlassen. 

 III. Abschnitt: Versorgungsbedingungen 

§ 11  
Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) und 
Zusätzliche Vertragsbedingungen Wasserversorgung (ZVBWasser) 

(1) Für die Durchführung der Wasseranschlüsse, für die Abgabe von Wasser und für die zu zah-

lenden Entgelte finden die AVBWasserV vom 20.09.1980 (BGBl. I, S. 750, berichtigt BGBl. I, 

S. 1067) in der jeweils geltenden Fassung, die ZVBWasser sowie das Preisverzeichnis An-

wendung (Anlage). 

(2) Die Versorgung erfolgt auf Grund eines privatrechtlichen Vertrages zwischen dem Grund-

stückseigentümer und dem WVU. 

IV. Abschnitt: Sonstige Vorschriften 

§ 12  
Ahndung bei Verstößen sowie Zwangsmaßnahmen 

(1) Ordnungswidrig handelt gemäß § 24 Abs. 5 GemO, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem 

Gebot oder Verbot dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er 

1. Anschlüsse ohne die notwendigen Anträge, Genehmigungen, Vereinbarungen, Anzeigen 

oder Eintragungen (insbesondere § 4 Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 bis 6) oder entgegen einer 

erteilten Genehmigung oder entgegen den Bestimmungen dieser Satzung (insbesondere 

§§ 3 und 6) herstellt, 

2. sein Grundstück nicht nach § 6 anschließt oder anschließen lässt oder nicht die dafür 

notwendigen Vorkehrungen trifft bzw. nicht die notwendigen Anträge stellt, 

3. Wasser entgegen den Bestimmungen dieser Satzung oder entgegen einer Genehmigung 

oder Vereinbarung entnimmt bzw. verwendet (insbesondere § 5 Abs. 3, § 7, § 8 Abs. 3 

und Abs. 5), 

4. eine private Löschwasserentnahmestelle missbräuchlich verwendet (§ 10 Abs. 2) oder 

berechtigte Nutzung durch die Feuerwehr behindert oder erschwert (§ 10 Abs. 3) 

oder wer einer aufgrund dieser Satzung ergangenen, vollziehbaren Anordnung zuwiderhan-

delt. Ordnungswidrig sind außerdem Eingriffe in öffentliche Wasserversorgungsanlagen, die 

von der Verbandsgemeinde nicht ausdrücklich genehmigt sind. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu der im § 24 Abs. 5 Gemeindeordnung 

festgelegten Höhe geahndet werden. Das Bundesgesetz über Ordnungswidrigkeiten findet 

Anwendung. 

(3) Die Anwendung von Zwangsmitteln richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvoll-

streckungsgesetzes für Rheinland-Pfalz. 

§ 13  
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.05.2021 in Kraft. 

Gleichzeitig treten die Satzungen der Verbandsgemeinde Gerolstein vom 01.12.2001, der ehe-

maligen Verbandsgemeinde Hillesheim vom 17.07.1981 und der ehemaligen Verbandsgemeinde 

Obere Kyll vom 08.10.2001 außer Kraft. 

 

Gerolstein, ………………………. 

Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein 

 

 

Hans Peter Böffgen 

Bürgermeister 



PREISBLATT 
WASSERVERSORGUNG 

          
Anlage 1 zu den Zusätzlichen Vertragsbedingungen Wasserversorgung (ZVB-

Wasser) der Verbandsgemeinde Gerolstein 

 
Hinweis: Die Verbandsgemeinde Gerolstein kann gemäß § 11 Abs. 1 des Landesgesetzes über den 
Zusammenschluss der Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim und Obere Kyll vom 8. Mai 2018 für 
die Beitrags- und Gebührenkalkulationen die Einrichtungen der Wasserversorgung und der Abwasser-
beseitigung, die sie in den Gebieten der bisherigen Verbandsgemeinden Gerolstein, Hillesheim 
und Obere Kyll betreibt, bis zum 31. Dezember 2028 als getrennte Einrichtungen behandeln. 

 
Bei den nachstehend ausgewiesenen Preisen handelt es sich um Nettobeträge. Sie  
gelten jeweils zuzüglich der jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer. 

 

1. Höhe des Entgeltes für Wasserlieferung  
 

1.1 Grundpreis 
(§ 16 ZVB-Wasser) 
 
(1) Der jährliche Grundpreis beträgt für jeden Wasserzähler mit einer Nennweite 
 

Zählernennweite 
 

mm 

Tarifbezirk 
Gerolstein 

EUR 

Tarifbezirk 
Hillesheim 

EUR 

Tarifbezirk 
Obere Kyll 

EUR 

a) Haus- und Großwasserzähler: 

20 
 

30,00 
,00 

 

66,00 
,00 

84,11 

25 54,00 90,00 121,50 
 40 108,00 114,00 210,28 

50 192,00 
264265 

132,00 
 

 

80 264,00 
348 
420 

  

100 348,00 
42042 

 

  

150 420,00   

b) Verbundwasserzähler: 

50 384,00 
 

264265 

768,00 
1008 

 

406,54 

80 528,00 
348 
420 

1.008,00 
1.104 

 

630,84 
 100 696,00 

42042 
 

1.104,00 813,08 

150 840,00   

 
(2) In den Tarifbezirken Hillesheim und Obere Kyll ist der Jahresgrundpreis bei Verbundwas-
serzählern für beide Zähler zu zahlen. 
 
(3) Soweit die Tabelle für Zähler keine Preisangabe enthält oder die Nennweite über 150 mm 
beträgt, wird der Jahresgrundpreis besonders vereinbart. 
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1.2 Arbeitspreis 
(§ 17 ZVB-Wasser) 
 
Der Arbeitspreis beträgt je Kubikmeter: 
 

 
Tarifbezirk 
Gerolstein 

EUR 

Tarifbezirk 
Hillesheim 

EUR 

Tarifbezirk 
Obere Kyll 

EUR 
für Klein- und Großab-
nehmer 

1,24 1,30 1,70 

für Sonderabnehmer 
von 1 – 10.000 m³ 

1,24 1,30  

10.001 –50.000 m³ 1,24 1,06  

50.001 –100.000 m³ 1,12 0,94  

100.001 –150.000 m³ 1,05 0,82  

150.001 –200.000 m³ 0,99 0,82  

200.001 –300.000 m³ 0,93 0,82  

300.001 –400.000 m³ 0,81 0,82  

400.001 m³ und mehr 0,62 0,82  

 
 
 
2. Höhe des Baukostenzuschusses 
(§ 4 ZVB-Wasser) 

 
Der Baukostenzuschuss beträgt für Anschlüsse an vor dem 01.01.1981 errichteten oder be-
gonnenen Verteilungsanlagen 
 

 
Tarifbezirk 
Gerolstein 

EUR 

Tarifbezirk 
Hillesheim 

EUR 

Tarifbezirk 
Obere Kyll 

EUR 

je m² Grundstücksfläche 0,51 0,50 0,40 

je m³ umbauter Raum 0,31 0,35 0,60 

 
 
3. Inkrafttreten 
Diese Anlage zur ZVB-Wasser tritt am 01. Mai 2021 in Kraft.  
 
 
 

Gerolstein, den ....................... Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein 
- Verbandsgemeindewerke - 

    
 
 
          
        Hans-Peter Böffgen 
        Bürgermeister  



 

 

Zusätzliche Vertragsbedingungen Wasserversorgung 

(ZVB-Wasser) 

 

der Verbandsgemeinde Gerolstein 

- Eigenbetrieb Verbandsgemeindewerke - 

nachfolgend:  

Wasserversorgungsunternehmen (WVU) 

vom ……………… 

 

Gemäß § 11 der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung gelten die nachfolgenden Zusätzli-

chen Vertragsbedingungen für die Versorgung mit Wasser und den Anschluss an die öffentli-

che Wasserversorgung (ZVB-Wasser) für alle Anschluss- und Versorgungsverträge mit dem 

WVU. Die ZVB-Wasser ergänzen die Regelungen der Verordnung über Allgemeine Bedingun-

gen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980 (BGBl. I S. 750, berich-

tigt BGBl. I S. 1067). 

§ 1 
Voraussetzungen und Verfahren für einen Vertragsabschluss 

(zu § 2 AVBWasserV) 

(1) Das WVU schließt gemäß § 9 der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung auf Antrag 

einen Vertrag über die Wasserversorgung mit dem Anschlussnehmer zu den nach-

stehenden Bedingungen ab, sofern auch die übrigen Voraussetzungen dieser Satzung 

vorliegen (Anschluss- und Versorgungsvertrag). Anschlussnehmer ist der Grundstücks-

eigentümer im Sinne des § 2 Nr. 4 der Allgemeinen Wasserversorgungssatzung. 

(2) In Ausnahmefällen kann ein gesonderter Liefervertrag mit einem Mieter, Pächter oder 

Nießbraucher abgeschlossen werden. Dies setzt voraus, dass der Anschlußnehmer sich 

vorab schriftlich zur Erfüllung des Vertrages mitverpflichtet. Ein Rechtsanspruch eines 

Mieters, Pächters oder Nießbrauchers auf einen Vertragabschluss mit dem WVU besteht 

nicht. 

(3) Ist der Anschlußnehmer eine Wohnungseigentümergemeinschaft im Sinne des 

Wohnungseigentumsgesetzes (WEG), wird der Versorgungsvertrag mit der Gemeinschaft 

der Wohnungseigentümer abgeschlossen. In diesem Fall haftet jeder Wohnungseigen-

tümer gegenüber der Verbandsgemeinde als Gesamtschuldner. Hinsichtlich der 

Vertretung gelten die Regelungen des § 2 Nr. 3 der Allgemeinen Wasserversorgungs-

satzung. 

(4) Der Anschlußnehmer stellt beim WVU einen Antrag auf Abschluss eines Vertrages auf 

einem besonderen Vordruck, der beim WVU erhältlich ist. Gleiches gilt für einen ggf. 

gesondert abzuschließenden Liefervertrag gemäß Abs. 2. Mit der Unterzeichnung des 

Antrages bzw. Vertrages erkennt der Anschlussnehmer die AVBWasserV sowie diese 

ZVB-Wasser als Vertragsinhalt an. 

(5) Wird Wasser entnommen, ohne dass ein schriftlicher Antrag gestellt wurde, erfolgt die 

Versorgung ebenfalls zu den Bedingungen der AVBWasserV sowie dieser ZVB-Wasser 

auf Grund eines faktischen Vertragsverhältnisses. 
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§ 2 
Änderungen und Ergänzungen der Vertragsbedingungen 

(zu § 2 AVBWasserV) 

Diese ZVB-Wasser können einschließlich der Anlagen geändert oder ergänzt werden. Die An-

lagen sind Bestandteil der ZVB-Wasser. Die Änderungen bzw. Ergänzungen werden im Wo-

chenblatt „Verbandsgemeinde Gerolstein-aktuell“ öffentlich bekannt gemacht. Sie gelten damit 

als zugegangen und werden Bestandteil des Anschluss- und Versorgungsvertrages mit dem 

WVU. 

§ 3 
Erhebung von Baukostenzuschüssen 

(zu § 9 AVBWasserV) 

(1) Vor erstmaliger Herstellung eines unmittelbaren oder mittelbaren Anschlusses an die 

Straßenleitung zahlt der Anschlussnehmer einen Baukostenzuschuss. Der Baukostenzu-

schuss dient der teilweisen Abdeckung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendi-

gen Kosten für die Erstellung oder Verstärkung der für die örtliche Versorgung dienenden 

Verteilungsanlagen, soweit sie sich ausschließlich dem Versorgungsbereich zuordnen 

lassen, in dem der Anschluss erfolgt. 

(2) Die Höhe des Baukostenzuschusses ergibt sich aus den §§ 4 und 5 dieser ZVB-Wasser. 

(3) Wird ein Neubaugebiet im Ganzen von einem privaten Bauträger erschlossen, so trifft das 

WVU mit diesem besondere Vereinbarungen über die Baukostenzuschüsse. 

(4) Das WVU kann in Fällen, in denen die Herleitung des Baukostenzuschusses zu offenbar 

unbilligen Ergebnissen führt, im Einzelfall eine andere Regelung treffen. 

(5) Der Baukostenzuschuss wird vom WVU gesondert in Rechnung gestellt. Der vom An-

schlussnehmer zu zahlende Baukostenzuschuss ist zwei Wochen nach Zugang der Rech-

nung zur Zahlung fällig. 

§ 4 
Baukostenzuschüsse bei Anschlüssen 

an vor dem 1. Januar 1981 errichteten oder begonnenen Verteilungsanlagen 
(zu § 9 AVBWasserV) 

(1) Der Baukostenzuschuss für den Anschluss an eine Straßenleitung, die bis zum 

31.12.1980 fertiggestellt wurde, wird nach Maßgabe des Berechnungsmaßstäbe "Grund-

stücksfläche in Quadratmeter" und "Umbauter Raum der angeschlossenen Gebäude in 

Kubikmetern" ermittelt. Die Höhe des Entgelts ergibt sich aus dem Preisblatt (Anlage 1). 

Das WVU ist berechtigt, die jeweiligen Beträge im Rahmen seiner Kalkulation zu ändern 

und fortzuschreiben. 

(2) Wird das Grundstück erst nach dem Anschluss an die Verteilungsleitung bebaut, so ist 

der sich auf den umbauten Raum beziehende Anteil des Baukostenzuschusses nachzu-

entrichten. 

(3) Bei nachträglicher Erhöhung des umbauten Raums erhöht sich der zu zahlende Baukos-

tenzuschuss entsprechend, soweit eine Vergrößerung der Hausanschlüsse oder ein wei-

terer Grundstücksanschluss erforderlich ist. Satz 1 gilt bei einer nachträglichen Vergrö-

ßerung der Grundstücksfläche entsprechend, soweit die hinzukommende Fläche noch 
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nicht zu einem Baukostenzuschuss herangezogen wurde. Für die Berechnung ist das 

Entgelt zum Zeitpunkt der nachträglichen oder zusätzlichen Entstehung des Anspruchs 

maßgeblich. 

§ 5 
Baukostenzuschüsse bei Anschlüssen 

an nach dem 1. Januar 1981 errichteten oder begonnenen Verteilungsanlagen 
(zu § 9 Abs. 5 AVBWasserV) 

(1) Der Baukostenzuschuss für Anschlüsse an eine Anlage, die nach dem 01.01.1981 errich-
tet oder begonnen wurden, bemisst sich nach den folgenden Berechnungsmaßstäben:  
 
a) Grundstücksfläche 50 % 

b) Geschoßfläche 50 % 

(2) Zur Ermittlung des Baukostenzuschusses werden 70 v.H. der Kosten für die der örtlichen 
Versorgung dienenden Verteilungsanlagen, soweit sie sich ausschließlich dem Versor-
gungsbereich zuordnen lassen, in dem der Anschluss erfolgt, zugrunde gelegt. Der Bau-
kostenzuschusssatz wird nach den geschätzten Kosten ermittelt und endgültig berechnet, 
sobald die Kosten feststehen. Erhält das WVU für die Kosten nach Satz 1 Zuweisungen 
aus öffentlichen Kassen, die ausschließlich zur Entlastung der Entgeltspflichtigen be-
stimmt sind, werden diese zunächst von den Gesamtkosten abgezogen; andere Zuwei-
sungen aus öffentlichen Kassen werden, soweit sie 30 v.H. der Kosten nach Satz 1 über-
steigen, von dem als Baukostenzuschüsse umzulegenden Betrag abgezogen.  

(3) Die nach Absatz 2 ermittelten Kosten werden gemäß dem in Absatz 1 genannten Vertei-

lungsmaßstab auf die im Abrechnungsgebiet vorhandenen Grundstücke, die im betref-

fenden Versorgungsbereich angeschlossen werden können, verteilt. 

(4) Steht der endgültige Baukostenzuschuss bei der Inrechnungstellung noch nicht fest, wird 

zunächst eine Vorauszahlung anhand des nach den geschätzten Kosten ermittelten Sat-

zes gefordert; die Abrechnung erfolgt, sobald der Baukostenzuschuss endgültig festge-

setzt ist. 

§ 6 
Baukostenzuschüsse für erhöhte Leistungsanforderungen 

(zu § 9 Abs. 4 AVBWasserV) 

(1) Das WVU ist berechtigt, vom Anschlussnehmer einen weiteren Baukostenzuschuss zu 

fordern, wenn auf Grund einer wesentlich erhöhten Leistungsanforderung das örtliche 

Verteilungsnetz ausgebaut werden muss. 

(2) Als Baukostenzuschuss werden 70 % der Kosten angefordert, die das WVU für die zur 

Befriedigung der erhöhten Leistungsanforderung erforderlichen Maßnahmen aufwenden 

muss. Dienen die Maßnahmen zur Befriedigung erhöhter Leistungsanforderungen meh-

rerer Anschlussnehmer, werden die Maßstäbe gemäß § 5 ZBV Wasser angewendet. 

§ 7 
Maßgebende Grundstücksfläche 

(1) Als Grundstücksfläche im Sinne dieser ZVB-Wasser gilt: 
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1. In beplanten Gebieten die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen baulichen Nut-

zung zugrunde zu legen ist. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand der Plan-

reife (§ 33 BauGB) erreicht, sind die darin enthaltenen Festsetzungen maßgebend. 

2. In beplanten Gebieten ohne die erforderliche Festsetzungen oder bei Grundstücken, 

die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen und 

a) an eine öffentliche Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von der Verkehrsan-

lage bis zu einer Tiefe von 40 m, 

b) nicht an eine öffentliche Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch einen 

eigenen Weg oder durch einen Zugang, der durch Baulast oder dingliches Recht 

gesichert ist, verbunden sind, die Fläche zu der Verkehrsanlage hin liegenden 

Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 40 m. Grundstücksteile, die ausschließ-

lich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei der Bestimmung der 

Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

Gehen Grundstücke über die tiefenmäßige Begrenzung hinaus, sind zusätzlich die 

Grundflächen der an die öffentliche Wasserverteilungsanlage angeschlossen bauli-

chen Anlagen zu berücksichtigen. 

(2) Bei Grundstücken, für die in einem Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Frei-

schwimmbad, Festplatz oder Friedhof festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusam-

menhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundflä-

che der an die öffentliche Wasserverteilungsanlage angeschlossenen baulichen Anlagen 

geteilt durch 0,2. 

(3) Bei bebauten unbeplanten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 

der an die öffentliche Wasserverteilungsanlage angeschlossenen baulichen Anlagen ge-

teilt durch 0,2. 

(4) Soweit die nach Absatz 2 oder 3 ermittelte Fläche der angeschlossenen baulichen Anla-

gen größer als die tatsächliche Grundstücksfläche ist, wird die tatsächliche Grundstücks-

fläche zugrundegelegt. 

(5) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellung eine 

bauliche Nutzung zugelassen ist, die Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfest-

stellung bezieht.  

(6) Mehrere nebeneinander oder getrennt liegende Grundstücke werden bei der Veranlagung 

von Baukostenzuschüssen als einheitliches Grundstück behandelt, wenn eine Gesamt-

betrachtung unter Berücksichtigung der rechtlichen und tatsächlichen Gegebenheiten ein 

einheitlich genutztes Grundstück ergibt. 

(7) Die Grundstücksfläche wird entsprechend vermindert, wenn durch die Oberflächenbe-

schaffenheit, insbesondere Steilhänge, oder durch baurechtliche Festlegungen die Be-

baubarkeit eines Grundstückes eingeschränkt wird. 

 

§ 8 
Maßgebende Anzahl der Vollgeschosse  

 

(1) Als maßgebende Anzahl der Vollgeschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 

höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand 
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des § 33 BauGB erreicht, ist dieser maßgebend. 

Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern 

nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige 

Baumassenzahl. Ist eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der 

baulichen Anlage in Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 3,5 geteilte 

höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die 

höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der Bebauungsplan keine anderen Festsetzungen 

trifft, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen 

Außenwand. Die Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu 

messen. Bruchzahlen werden bei den Sätzen 1 und 2 auf volle Zahlen auf- oder 

abgerundet. 

(2) Soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan weder die Zahl der 

Vollgeschosse noch die Baumassenzahl noch die Trauf- bzw. Firsthöhe bestimmt ist, gilt 

a) die Zahl der auf den Grundstücken in der näheren Umgebung überwiegend vorhan-

denen oder, soweit Bebauungsplanfestsetzungen für diese Grundstücke erfolgt sind, 

die dort festgesetzte oder nach Nr. 3 berechneten  Vollgeschosse, 

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen. 

Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken 

oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend. Bei Grundstücken, die ge-

werblich und/oder industriell genutzt werden, ist die tatsächliche Traufhöhe geteilt 

durch 3,5 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- oder abzurunden 

sind, wenn die sich ergebende Zahl größer ist als diejenige nach Buchstabe a). Die 

Höhe ist ausgehend vom Ursprungsgelände in der Gebäudemitte zu messen. 

(3) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die 

außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Sport-, Fest- 

und Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird abweichend von Abs. 2 Satz 2, 

2. Halbsatz ein Vollgeschoss angesetzt. 

(4) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt 

die festgesetzte Zahl der Geschosse, oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, 

abweichend von Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz ein Vollgeschoss. 

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB 

liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend 

angewandt, wie sie bestehen für 

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über 

das zulässige Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) die unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zu-

lässige Nutzungsmaß enthält. 

(6) Für Grundstücke im Außenbereich gilt: 

a) Liegt ein Grundstück im Außenbereich, bestimmt sich die Zahl der Vollgeschosse 

nach der genehmigten oder bei nicht genehmigten aber geduldeten Bauwerken nach 

der tatsächlichen Bebauung. 

b) Bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für die durch Planfeststellungsbe-

schluss eine der baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist, wird - be-

zogen auf die Fläche nach Abs. 3 Ziffer 9 - abweichend von Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz 

ein Vollgeschoss angesetzt. 
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(7) Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden 

Vollgeschosse gilt, wenn aufgrund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl der 

Vollgeschosse nach den vorstehenden Regelungen überschritten werden. 

(8) Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von 

Vollgeschossen zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse 

vorhandene Zahl. 

§ 9 
Grundstücksanschluss  

(zu § 10 Abs. 1 - 3 AVBWasserV) 

(1) Das WVU bestimmt Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse sowie deren Ände-

rung nach Anhörung des Anschlußnehmers und unter Berücksichtigung seiner berechtig-

ten Interessen. 

(2) Werden an Straßen, in denen sich noch keine oder nicht in voller Länge Straßenleitungen 

befinden, Bauten neu errichtet oder vorhandene Gebäude wesentlich geändert oder 

durch neue ersetzt, so kann das WVU von den Anschlußnehmern verlangen, dass auf 

diesen Grundstücken bereits alle Vorkehrungen für den späteren Anschluss des Grund-

stücks an die Wasserversorgungsanlage nach den näheren Angaben des WVU getroffen 

werden. 

(3) Das WVU ist Eigentümer des gesamten Grundstücksanschlusses einschließlich der Mes-

seinrichtung. Es lässt diese von der Straßenleitung bis zur Hauptabsperrvorrichtung her-

stellen, erneuern, ändern, unterhalten und beseitigen. Der Anschlußnehmer hat die bau-

lichen Voraussetzungen für die sichere Errichtung des Grundstücksanschlusses zu tref-

fen.  

(4) Grundstücksanschlüsse müssen zugänglich und vor Beschädigungen, insbesondere vor 

Einwirkung dritter Personen, vor Oberflächen-, Schmutz- und Grundwasser sowie vor 

Frost geschützt sein. Anschlußnehmer und Benutzer dürfen keine Einwirkungen auf den 

Grundstücksanschluss vornehmen oder durch Dritte vornehmen lassen. 

(5) Der Anschlußnehmer ist verpflichtet, dem WVU jeden Schaden am Grundstücksan-

schluss, insbesondere das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstigen Störungen un-

verzüglich anzuzeigen. 

(6) Beim Abbruch eines angeschlossenen Gebäudes oder einer Veränderung, die einen 

Grundstücksanschluss betrifft, hat der Anschlußnehmer dies dem WVU zwei Wochen vor-

her mitzuteilen. 

(7) Grundstücksanschlüsse, über die länger als ein Jahr kein Wasser entnommen wird, trennt 

das WVU vom Verteilungsnetz ab. Der Anschluss- und Versorgungsvertrag gilt mit die-

sem Zeitpunkt als aufgelöst. 

(8) Jedes Grundstück wird grundsätzlich nur einmal angeschlossen und erhält einen direkten 

Grundstücksanschluss. Das WVU kann auf Antrag des Anschlußnehmers weitere An-

schlüsse zulassen. 

(9) Befinden sich auf einem Grundstück mehrere räumlich und funktional getrennte Gebäude 

zum dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt von Menschen, so erhält jedes Ge-

bäude dieses Grundstücks einen separaten Grundstücksanschluss. 
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(10) Das WVU kann in Ausnahmefällen und auf Antrag den Anschluss mehrerer Grundstücke 

an einen gemeinsamen Grundstücksanschluss zulassen. Voraussetzung ist, dass die be-

teiligten Anschlußnehmer dessen Verlegung, Unterhaltung und Benutzung auf dem je-

weiligen fremden Grundstück durch dingliches Leitungsrecht gesichert haben. 

§ 10 
Kostenerstattung für Grundstücksanschlüsse 

(zu § 10 Abs. 4 AVBWasserV) 

(1) Der Anschlussnehmer erstattet dem WVU die Kosten für die Herstellung des Grund-

stücksanschlusses und für die Messeinrichtung. Die Kostenerstattung erfolgt in der tat-

sächlich entstandenen Höhe nach tatsächlichem Aufwand. 

(2) Wird der Grundstücksanschluß gemeinsam mit anderen Versorgungs-, ggf. auch Entsor-

gungsleitungen in einem gemeinsamen Stufengraben verlegt, werden über die Kostener-

stattung gesonderte Kostensätze in Abstimmung mit den anderen beteiligten Versor-

gungsträgern festgelegt. 

(3) In den Fällen, in denen das WVU unter den Voraussetzungen des § 11 Abs. 2 antragsge-

mäß mehrere Messeinrichtungen zur Erfassung des Wasserverbrauches installiert, wer-

den die dafür anfallenden Kosten nach tatsächlichem Aufwand abgerechnet. Für die Ab-

rechnung der darüber hinaus anfallenden Kosten des Grundstücksanschlusses gilt Ab-

satz 1. 

(4) Eine Herstellung im Sinne dieser ZVB-Wasser ist insbesondere: 

a) Die erstmalige oder zusätzliche Verlegung eines Grundstücksanschlusses zur Ver-

sorgung eines neuen oder bestehenden Anschlussobjektes. 

b) Die erneute Verlegung eines Grundstücksanschlusses zur Versorgung eines neuen 

oder bestehenden Anschlussobjektes, wenn der ursprünglich vorhandene Grund-

stücksanschluss vom WVU antragsgemäß oder gemäß § 9 Abs. 7 dieser ZVB-Wasser 

abgetrennt wurde und der Anschlussnehmer zu einem späteren Zeitpunkt erneut an-

geschlossen und versorgt werden möchte. 

(5) Der Anschlussnehmer erstattet dem WVU die Kosten für Veränderungen am Grund-

stücksanschluss nach tatsächlichem Aufwand. Eine Veränderung im Sinne dieser ZVB-

Wasser ist insbesondere: 

a) Die Umlegung eines vorhandenen Grundstücksanschlusses aus einem vom An-

schlussnehmer zu vertretenden Grund aufgrund von Änderungen der Kundenanlage 

oder Baumaßnahmen, die die Zugänglichkeit oder den Bestand der Leitung beein-

trächtigen. Gleiches gilt für Umlegungen oder Änderungen des Grundstücksanschlus-

ses, die aus sonstigen Gründen vom Anschlussnehmer gewünscht werden. 

b) Der Ersatz des bisherigen Grundstücksanschlusses durch einen größer dimensionier-

ten Anschluss auf Grund einer erhöhten Leistungsanforderung des Anschlussneh-

mers in dem bestehenden oder in einem neuen Anschlussobjekt. 

(6) Zu den erstattungspflichtigen Kosten für die Herstellung oder Veränderung des Grund-

stücksanschlusses zählen die eigenen Kosten des WVU und die Aufwendungen Dritter, 

denen sich das WVU bedient. Dazu gehören insbesondere die Kosten für den Graben-

aushub, die Material- und Lohnkosten, die ordnungsgemäße Absandung und Verfüllung 

des Grabens, die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes auf den durch die Ar-



ZVB Wasser der Verbandsgemeinde Gerolstein mit Preisblatt Seite 8 

 

beiten in Anspruch genommenen Flächen sowie sonstige in diesem Zusammenhang an-

fallende Nebenkosten. Die Kosten werden vom WVU unter Angabe der Fälligkeit geson-

dert in Rechnung gestellt. 

(7) Die Kosten für vom Anschlussnehmer oder einem Dritten verursachte Reparaturen am 

Grundstücksanschluss sowie sonstigen Wasserverteilungsanlagen stellt das WVU dem 

Verursacher nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung. Die Fälligkeit der Forderung setzt 

das WVU in der Rechnung fest. 

(8) Das WVU kann in den Fällen, in denen die vorstehenden Bestimmungen zu offenbar un-

billigen Ergebnissen führen, im Einzelfall eine andere Regelung treffen.  

§ 11 
Messeinrichtung 

(zu § 18 AVBWasserV) 

(1) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Messeinrichtungen festgestellt. 

(2) Grundsätzlich wird für jeden Grundstücksanschluss eine Messeinrichtung installiert. Ab-

weichend hiervon installiert das WVU auf schriftlichen Antrag des Anschlussnehmers, in 

Gebäuden mit Eigentumswohnungen nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) für 

jede Wohnung eine Messeinrichtung, wenn 

a) an jeder Wohnung ein Sondereigentum im Grundbuch eingetragen ist, und 

b) ein gemeinsamer Hausanschlussraum der Wohnungseigentümer zur Verfügung steht 

und für diesen Raum ein Teileigentum im Grundbuch eingetragen ist, und 

c) für jede einzelne Wohnung eine separate Kundenanlage hinter der jeweiligen Mess-

einrichtung im Hausanschlussraum verlegt ist und diese über eine separate Absperr-

möglichkeit verfügt. 

(3) Die Regelung des § 9 Abs. 3 bis 5 gelten analog. 

 § 12 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

(zu § 11 AVBWasserV) 

(1) Das WVU ist berechtigt, die Errichtung eines Wasserzählerschachtes oder –schrankes 

an der Grundstücksgrenze zu verlangen, wenn 

1. das Grundstück unbebaut ist oder 

2. die Länge des Grundstücksanschlusses bei Grundstücken, die 

a) nicht an eine öffentliche Verkehrsanlage mit einer betriebsfertigen Straßenleitung 

unmittelbar angrenzen, 30 m bzw. 

b) an eine öffentliche Verkehrsanlage mit einer betriebsfertigen Straßenleitung un-

mittelbar angrenzen, 30 m 

überschreitet oder 

3. die Verlegung des Grundstücksanschlusses nur unter besonderen Erschwernissen 

erfolgen kann oder 

4. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung der Messeinrichtung vorhanden ist. 
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(2) Art und Lage des Schachtes oder Schrankes bestimmt das WVU im Einzelfall nach An-

hörung des Anschlußnehmers. Der Schacht/Schrank steht im Eigentum des Anschluß-

nehmers. § 9 Abs. 3 bis 5 gelten analog. Der Anschlußnehmer kann die Verlegung des 

Schachtes/Schrankes verlangen, wenn er an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zu-

mutbar ist und die Verlegung ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien Messung mög-

lich ist. 

(3) Die im Zusammenhang mit der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Änderung und 

Beseitigung des Schachtes/Schrankes anfallenden Kosten trägt der Anschlußnehmer 

nach tatsächlichem Aufwand. 

 § 13 
Nachprüfung von Messeinrichtungen 

(zu § 19 AVBWasserV) 

(1) Der Kunde kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtung durch eine Eichbehörde 

oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle unter Verwendung des beim WVU erhältlichen 

Vordrucks beantragen. Ein- und Ausbau der Messeinrichtung erfolgt durch das WVU. 

(2) Die Kosten der Prüfung trägt bei Einhaltung der Verkehrsfehlergrenzen der Antragsteller, 

ansonsten das WVU. Zu den Kosten zählen auch die Aufwendungen des WVU für den 

Aus- und Einbau sowie ggf. für den Transport der Messeinrichtung. 

 § 14 
Ablesung 

(zu § 20 AVBWasserV) 

(1) Die Ablesung der Messeinrichtung erfolgt grundsätzlich einmal jährlich. Den Ablesezeit-

raum gibt das WVU öffentlich bekannt. Die Ablesung erfolgt durch Bedienstete des WVU 

und/oder durch beauftragte Dritte. Das WVU kann den Kunden beauftragen, die Mess-

einrichtung selbst abzulesen und den Zählerstand dem WVU mitzuteilen. 

(2) Das WVU ist berechtigt, den Wasserverbrauch zu schätzen, wenn der Kunde die Able-

sung nicht ermöglicht und die vom WVU verlangte Selbstablesung nicht durchführt. Die 

Schätzung des WVU orientiert sich dann am Ableseergebnis des Vorjahres und berück-

sichtigt dabei die tatsächlichen Verhältnisse. Das WVU kann eine Nachberechnung des 

Wasserverbrauchs vornehmen, wenn sich bei einer späteren Ablesung herausstellt, dass 

der vom WVU geschätzte Verbrauch zu niedrig oder zu hoch angesetzt wurde. 

(3) Das WVU ist berechtigt, dem zuständigen Träger der Abwasserbeseitigung den ermittel-

ten Wasserverbrauch zum Zwecke der Berechnung der Schmutzwassergebühr mitzutei-

len. 

(4) Erfolgt im Laufe des Ablesezeitraums ein Wechsel des Vertragsnehmers, so erfolgt eine 

Zwischenablesung zum Zeitpunkt der Übergabe der Kundenanlage an den neuen Ver-

tragsnehmer. Absatz 1 gilt analog. Erfolgt eine Ablesung nicht bzw. wird der Zählerstand 

dem WVU nicht bekannt, so erfolgt die Aufteilung des Wasserverbrauchs anteilig nach 

Kalendertagen. Bei Vorliegen von stichhaltigen Gründen für eine anderweitige Aufteilung 

kann das WVU in eigenem Ermessen eine abweichende Gewichtung vornehmen. 
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 § 15 
Laufende Entgelte 

(zu § 24 bis 27 AVBWasserV) 

(1) Das laufende Entgelt für die Wasserversorgung setzt sich aus dem Grundpreis und dem 

Arbeitspreis gemäß Preisblatt (Anlage 1) zusammen. 

(2) Die Abrechnung erfolgt einmal jährlich. Abrechnungszeitraum ist grundsätzlich das Ka-

lenderjahr. Die Abrechnung erfolgt auf Grund des Ergebnisses der Ablesung gemäß § 14 

unter Berücksichtigung der für diesen Zeitraum geleisteten Abschläge. Übersteigt die 

Summe der Abschläge das tatsächlich zu zahlende Entgelt, erfolgt eine Verrechnung mit 

der nächsten Abschlagsforderung. 

(3) Rechnungen werden dem zahlungspflichtigen Vertragspartner übersandt. Rechnungsbe-

träge sind zwei Wochen nach dem Zugang der Rechnung fällig. 

(4) Das WVU erhebt Abschlagszahlungen, die jeweils 15.02.,15.05.,15.08. und 15.11. des 

laufenden Kalenderjahres fällig werden. Die Höhe der Abschlagszahlung setzt das WVU 

im Rahmen der Abrechnung fest. Das WVU kann die Fälligkeit der ersten Abschlagszah-

lung auf einen späteren Zeitpunkt verschieben. Der Zahlungsverzug tritt nach Ablauf der 

Fälligkeitstage auch ohne schriftliche Mahnung ein. 

(5) Zahlungspflichtiger ist der Vertragspartner. Mehrere Zahlungspflichtige sind Gesamt-

schuldner. Bei Eigentumswohnungen gemäß WEG mit separaten Messeinrichtungen ge-

mäß § 11 Abs. 2 ist jeder Wohnungseigentümer Vertragspartner. 

(6) Wechselt innerhalb des Abrechnungszeitraums der Eigentümer des Grundstücks bzw. 

der Eigentumswohnung, so ist dies dem WVU unverzüglich mitzuteilen. Geschieht dies 

nicht, so sind der Vertragspartner und der neue Eigentümer Gesamtschuldner. Die Ge-

samtschuldnerschaft endet mit Zahlungseingang der für den bisherigen Vertragspartner 

erstellten Abrechnung.  

§ 16 
Grundpreis 

(1) Bemessungsmaßstab für den Grundpreis gemäß Preisblatt (Anlage 1) ist die Größe der 

Messeinrichtung. Der Grundpreis wird für jede Messeinrichtung des WVU fällig. Dies gilt 

auch dann, wenn mehrere Messeinrichtungen an einem Grundstücksanschluss vorhan-

den sind. 

(2) Bezugszeitraum für den Grundpreis ist die Vertragsdauer. Eine Einschränkung oder Un-

terbrechung der Wasserversorgung gemäß § 5 AVB WasserV wirkt sich nicht auf den 

Grundpreis aus. 

(3) Wechselt der Kunde im Laufe des Abrechnungszeitraums, so wird der Grundpreis nach 

den Monaten, die dem bisherigen und dem neuen Zahlungspflichtigen zuzurechnen sind, 

aufgeteilt. Maßgeblich ist der Zeitpunkt des Vertragsabschlusses. Der Monat, in dem der 

Wechsel vor sich geht, wird vollständig dem neuen Zahlungspflichtigen zugerechnet.  

(4) Während einer zeitweiligen Absperrung nach § 32 Abs. 7 AVBWasserV ist der Grundpreis 

weiter zu zahlen. 
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 § 17 
Arbeitspreis 

Bemessungsmaßstab für den Arbeitspreis ist gemäß Preisblatt (Anlage 1) der nach § 14 er-

mittelte Wasserverbrauch in Kubikmetern. 

 § 18 
Sonderregelungen für laufende Entgelte 

Die Bestimmungen der §§ 4 bis 6 sowie § 15 Abs. 1, § 16 und § 17 gelten nicht für die Fälle, 

in denen das WVU besondere Verträge nach § 1 Abs. 2 oder Abs. 3 AVBWasserV abge-

schlossen hat. 

 § 19 
Umsatzsteuer 

Zu allen in diesen ZVB-Wasser und den zugehörigen Anlagen festgelegten Entgelten, Pau-

schalen und Kostenerstattungen wird, soweit sie der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, die Um-

satzsteuer in der jeweils gesetzlich festgelegten Höhe hinzugerechnet. 

 § 20 
In-Kraft-Treten 

(1) Diese ZVB-Wasser einschließlich des Preisblattes (Anlage 1) treten mit Wirkung vom 

01.05.2021 Kraft. Gleichzeitig treten die bisherigen ZVB-Wasser einschließlich der zuge-

hörigen Anlagen außer Kraft. Darauf beruhende Forderungen des WVU bleiben unbe-

rührt. 

(2) Diese ZVB-Wasser einschließlich des Preisblattes (Anlage 1) werden öffentlich bekannt 

gemacht und gelten damit als jedem Vertragspartner zugegangen. Sie werden damit zum 

Inhalt der laufenden Versorgungsverträge. 

 

 

Gerolstein, ........................................ 

Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein 

 

 

Hans Peter Böffgen 

Bürgermeister 
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